
Antrag Zukunft Varel 
vom 28.03.2012



Behandlung der Anträge im Ausschuss für 
Bauen, Liegenschaften, Straßen und Verkehr 
bezüglich

1. Verkehrsberuhigung Oldenburger Straße: 
Antrag der Interessengemeinschaft Oldenburger Straße: 

● Verbot des Schwerlastverkehrs über 7,5 t zum Schutz des       
Eigentums und der Gesundheit der Anlieger

● Anordnung einer Geschwindigkeitsbegrenzung von 
30 km/h zur Erhöhung der Verkehrssicherheit für 
Radfahrer und Fußgänger (insbesondere vor dem 
Kindergarten „Sternenwagen“ und vor der Förderschule)

● Schaffung sicherer Übergänge (Druckampel beim Friedhof 
und beim Jugend- und Vereinshaus „Weberei“) in Höhe 
der Menckestraße für Fußgänger und Radfahrer, aber 
insbesondere für ältere Mitbürger/innen, die auf Gehhilfen 
angewiesen sind und für Rollstuhlfahrer



Behandlung der Anträge im Ausschuss für 
Bauen, Liegenschaften, Straßen und Verkehr 
bezüglich

2. Antrag der Sozialdemokratischen Partei Deutschland:

Reduzierung der Geschwindigkeit für LKW auf der 
Wiefelsteder Straße in den Ortsteilen Obenstrohe und 
Altjührden auf 30 km/h

Grundproblem:

Lärmbeeinträchtigungen auf der Oldenburger Straße/

Wiefelsteder Straße







Zitat des Straßenbauamtes Oldenburg

„Mehr oder weniger alle wollen fahren, aber 
keiner will den Verkehr bei sich haben“



Historische Betrachtung

� 1959 bis heute diverse verkehrsrechtliche 
Anordnungen bezüglich Halte- und Parkverbote auf 
der Oldenburger Straße  
- Verwaltungsentscheidungen Landkreis/Stadt –

� 12.03.1987 – Antrag der UWG auf verschiedene 
Verkehrsregelungen u. a. auf Querungshilfen, 
erstmals Schwerlastbeeinträchtigungen Oldenburger 
Straße/B 437, Begehren 
Geschwindigkeitsbeschränkungen 30 km/h 
Oldenburger Straße – Planungsausschuss Stadt –



Historische Betrachtung

� 17.10.1990 – Antrag der Interessengemeinschaft 
Oldenburger Straße „Frau Mautz“ an die Mitglieder 
des Rates:

Beschwerde wegen Durchgangsverkehr

● Geschwindigkeit zu hoch, 30 km/h werden 
gefordert

● Straßenbelag in schlechtem Zustand

● Lärmbeeinträchtigungen

● 06.02.1991 – Resolution der Interessengemeinschaft 
Oldenburger Straße





Historische Betrachtung

� Durchfahrverbot für LKW über 7,5 t zulässiges 
Gesamtgewicht ab Kaffeehaus in Richtung 
Innenstadt

� Ausbau der Landesstraße 862 (Straße in Jade) 
Anbindung der Firma Halbzellstoff an die B 437



Historische Betrachtung

Antwortschreiben des Stadtdirektors vom 15.08.1991

„Ich halte diese Maßnahme im Interesse der Anlieger 
für wünschenswert, nach wie vor für schwer 
durchsetzbar, werde sie aber weiter verfolgen!“





Historische Betrachtung

1990 Interessengemeinschaft Oldenburger Straße 
- Frau Rosenberg - fordert: 

● 30 km/h-Geschwindigkeitsbegrenzung Oldenburger 
Straße, Maßnahmen zur Verringerung des 
Gesamtverkehrsaufkommen – Ampeln etc. –

1991 Straßen- und Verkehrsausschuss: Schaffung von 
Querungshilfen Katasteramt, Weberei und Friedhof –
Maßnahmen konnten nicht verwirklicht werden





Historische Betrachtung

Antrag Freiherr von Rosen vom 29.07.1993

● Antrag auf 30 km/h Begrenzung Oldenburger 
Straße bis zum Bereich Tweehörn

● Ablehnung des Antrages durch die 
Verwaltungsbehörde am 12.10.1993

2005 – Bildung der Interessengemeinschaft 
Oldenburger Straße (Herr Krause-Fischer) auf 
Gesamtplanung des Verkehrs und Beschränkung der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf 3,5 t u. a. 



Historische Betrachtung

2005 – Petition durch die Interessengemeinschaft 
Christian Wulff





Historische Betrachtung

� Verweis auf verkehrsrechtliche Maßnahmen nach §
45 Straßenverkehrsordnung

� Sanierung der Straßendecke

� Verweis auf den nicht tragfähigen Boden der L 862



Historische Betrachtung

2007 – 2010 diverse Besprechungen mit der 
Interessengemeinschaft – auch unter Beteiligung der 
Vertreter des Landkreises und der Nds. 
Landesbehörde, Polizei



Historische Betrachtung

21.12.2010 – Antrag der Interessengemeinschaft 
Oldenburger Straße vom 20.12.2010

● Einführung einer Gewichtsbeschränkung von max. 
3,5 t für die Oldenburger Straße in der 
Ortsdurchfahrt zwischen dem Kaffeehaus-Kreisel 
und der B 437

● grundsätzlich Geschwindigkeitsbeschränkung für 
alle Kraftfahrzeuge auf 30 km/h

● Ablehnende Bescheide vom 24.06.2011



Historische Betrachtung

● Rechtsgrundlage § 45 Abs. 1 S. 2, Nr. 3 
i.V.m. Abs. 9 StVO nicht erfüllt, das 
Lärmimmissionen von 70 dB(A) in der Zeit von 
6.00 Uhr bis 22.00 Uhr 60 dB(A) in der Zeit von 
22.00 Uhr bis 6.00 Uhr nicht überschritten wurden 
(RLS 90) 
– durch die Geschwindigkeitsreduzierung auf 

30 km/h für LKW –



Historische Betrachtung

● Rechtsgrundlage § 45 Abs. 1 i.V.m. 
Abs. 9 S. 2 StVO nicht erfüllt

● Rechtsgrundlage § 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 i.V.m. 
Abs. 9 S. 2 StVO nicht erfüllt

● Rechtsgrundlage § 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 i.V.m. 
Abs. 9 StVO nicht erfüllt

● Rechtsgrundlage § 45 Abs. 1 i.V.m. 
Abs. 9 S. 3 StVO nicht erfüllt

● Rechtsgrundlage § 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 i.V.m. 
Abs. 9 S. 3 StVO nicht erfüllt



Historische Betrachtung

Verpflichtungsklage vom 15.07.2011 Kläger: 
Herr August Osterloh Stadtdirektor a. D. 
● Klagantrag

1. unter Beachtung der Rechtsauffassung des 
Gerichts geeignete Maßnahmen zum Schutz des 
Klägers vor den schädlichen Einflüssen auf seine 
körperliche Unversehrtheit und das Eigentum an 
seinem Grundstück mit Wohnbebauung durch 
den Verkehr von LKW mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht von über 3,5 t sowie durch den 
gesamten Fahrzeugverkehr mit über 30 km/h 
Geschwindigkeit zu ergreifen. 



Historische Betrachtung

Beispielweise:

durch eine Gewichtsbeschränkung für 
LKW von max. 3,5 t für die Oldenburger 
Straße/Neue Straße in der Ortsdurchfahrt in Varel 
zwischen dem Kaffeehaus-Kreisel und der B 437 
und eine grundsätzliche 
Geschwindigkeitsbegrenzung für alle 
Kraftfahrzeuge auf 30 km/h. 



Historische Betrachtung

Das Verfahren ist beim Verwaltungsgericht 
Oldenburg noch anhängig. 

Mediation – vom Gericht vorgeschlagen – wurde 
von „Interessengemeinschaft“ Kläger abgelehnt. 

Termin zur Erörterung der Sach- und Rechtslage: 
11. Juni 2012, 10.00 Uhr an Ort und Stelle. 

Kein Eingang weiterer Widersprüche.



Eingabe des Herrn Heiko Pohl vom 07.08.2011 an den 
Nds. Minister für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr bezüglich 
LKW-Fahrverbot auf der Oldenburger Straße sowie Ausbau 
der L 862 an den Nds. Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr. 

Stellungnahme am 29.02.2012 vom Ministerium 
angefordert. 

Stellungnahme seitens der Stadt Varel am 22.03.2012 
bezüglich der Situation Oldenburger Straße schriftlich 
eingereicht. Keine Rückmeldung vom Ministerium, 
insbesondere bezüglich des Ausbaus der L 862. 



Diverse Gespräche mit der Niedersächsischen 
Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr seitens 
der Verwaltung bezüglich Sanierung der Oldenburger 
Straße.

● 2010 Aufnahme in die Liste „Erhaltungsmaßnahmen 
Generalplanung“ der Niedersächsischen 
Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr

● Sanierung 2011/12 aufgrund fehlender finanzieller 
Mittel verschoben



● Pressemitteilung Nds. Ministerium vom 
25.04.2012 „Sanierungsoffensive Landesstraßen 
2013“ L 819

Schriftliche Mitteilung an Herrn Bgm. Wagner vom 
26.04.2012, eingegangen am 03.05.2012:

„auf Ihre Nachfrage vom 05.04.2012 möchte ich 
mitteilen… Baumaßnahmen Ortsdurchfahrt Varel sollen 
nunmehr im Rahmen der Sanierungsoffensive von der 
Einmündung Teichgartenstraße bis zur Einmündung 
Tweehörn im nächsten Jahr – 2013 – umgesetzt werden. 
Mit der Untersuchung ist auf rund 800m Länge mit der 
Untersuchung des Fahrbahnaufbaues und der Erarbeitung 
des Sanierungskonzeptes begonnen worden…“



Maßnahmen, die u. a. zur Entlastung der Oldenburger 
Straße geführt haben: 

● Anbindung Halbzellstoff an die B 437

● 1993 Ampelanlage 
437/A 29/Wilhelmshavener Straße

● 30 km/h für Lkw´s



Neue Anträge

Verbot des Schwerlastverkehrs über 7,5 t auf der 
Oldenburger Straße sowie grundsätzlich 
Geschwindigkeitsbegrenzungen auf 30 km/h (auf 
Antrag zu a) und b) der Interessengemeinschaft 
Oldenburger Straße)



1. Sachliche Zuständigkeit

Zuständigkeit der Stadt gem. § 45 Abs. 1 StVO.

Gem. § 44 Abs. 1 S. StVO i.V.m. § 17 NKomVG ist 
die Stadt Varel als selbständige Gemeinde sachlich 
zuständig. 



2. Funktionelle Zuständigkeit –
● § 58 Abs. 1 NKomVG Rat (-)
● § 58 Abs. 2 NKomVG ausschließliche 

Zuständikeit des Rates (-)
● § 58 Abs. 3 S.1 NKomVG Vorbehaltsbeschluss (-)
● Nachträgliche Beschlussfassung (-) zuständiges 

Organ hat entschieden. 
● Geschäft der laufenden Verwaltung 

Geschwindigkeitsbegrenzungen auf diversen 
Straßen



- Sperrung der Straßen bei Veranstaltungen, 
Märkten oder bei Arbeiten an 
Straßendecken/Kanalisation

- aus der historischen Betrachtungsweise 
ersichtlich – Beteiligung der städtischen Gremien 
nur bei Querungshilfen oder Verkehrsplanungen 
Tweehörn (Ampelanlage), nicht bei LKW Verbot 
oder Geschwindigkeitsbegrenzungen

- Begründung der Interessengemeinschaft 
politische Entscheidung – keine Grundzüge der 
Verkehrsplanung betroffen



Begehren: 30 km/h und Verbot
Schwerlastverkehr

● keine Grundzüge der Verkehrsplanung betroffen
● § 45 StVO verbindlich vorgeschriebenes Verfahren
● Straßenbaubehörde/Polizei zu hören

deren Einwände bei der Entscheidung zu 
berücksichtigen

● Richtlinien für straßenverkehrsrechtliche 
Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm 
sind zu berücksichtigen
Ermessen/Verhältnismäßigkeit zu beachten



Antrag

Verbot für Schwerlastverkehr über 7,5 t zum Schutz 
des Eigentums und der Gesundheit der Anlieger 

Problem: Antrag 20.12.2010 Verbot für 
Schwerlastverkehr über 3,5 t



Aliud lateinisch  – etwas ganz anderes

oder

lediglich ein Minus zum alten Antrag 
(beim Verwaltungsgericht anhängig)

● Streitgegenstand sind die Beeinträchtigungen durch 
LKW-Verkehr, welche durch die Norm des 
§ 45 Abs.1 StVO sowie den Richtlinien für 
straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen zum Schutz 
der Bevölkerung vor Lärm zu beurteilen ist



dem entsprechend weit ist der Klagantrag vom 
Kläger gefasst
„unter Beachtung der Rechtsauffassung des 
Gerichts geeignete Maßnahmen zum Schutz des 
Klägers vor schädlichen Einflüssen auf die 
körperliche Unversehrtheit…zu ergreifen“

● Keine gravierenden Veränderungen nach dem 
24.06.2011 – ablehnender Bescheid –
= gleicher Streitgegenstand

= nachträgliche Beschlussfassung nicht möglich
zuständiges Organ hat entschieden



Antrag der weiteren Vertreter der 
Interessengemeinschaft

Herr Krause-Fischer
Herr Steinbach
Frau und Herr Nacke
Herr du Mesnil de Rochemont
Diakonisches Werk

26.04.2011 ablehnende Bescheide
Rechtsmittel (-)
Streitgegenstand nicht verändert. 
Änderung der tatsächlichen verkehrsrechtlichen 
Belastungen von 2011 auf 2012 nicht gegeben 
(Verwaltungsakt mit Dauerwirkung) 
Hinweis: Mediation abgelehnt



Anordnung einer Geschwindigkeitsbegrenzung 
von 
30 km/h  - auch PKW´s - Gesamtbereich 
Oldenburger Straße

● Antrag bereits am 20.12.2010 erfolgt
● Ablehnung durch Bescheid vom 24.06.2011
● Klagantrag vom 15.07.2011 

– wie bereits oben dargestellt –
keine Rechtsmittel eingelegt



� Erweiterung aus Gesichtspunkten der 
Gefahrenabwehr vor dem Kindergarten 
„Sternenwagen“ sowie vor der Förderschule



Stellungnahmen

1. Niedersächsische Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr –
Geschäftsstelle Aurich

2. Polizeiinspektion WHV/FRI/WTM

angefordert



Stellungnahme der Niedersächsischen 
Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
vom 16.04.2012

„Die Oldenburger Straße innerhalb der   
Ortsdurchfahrt Varel ist beidseitig mit 
Nebenanlagen versehen. Somit ist eine 
ausreichende Sicherheit für Fußgänger und 
Radfahrer gewährleistet und eine 
Reduzierung der Geschwindigkeit nicht 
erforderlich.“



Stellungnahme der Polizeiinspektion 
WHV/FRI/WTM

„Eine Analyse des Unfallgeschehens ergab 
keine Auffälligkeiten, nicht nur in Bezug auf 
ältere Verkehrsteilnehmer. Daher wird die 
geforderte Geschwindigkeitsbegrenzung auf 
30 km/h nicht befürwortet.“

Hinweis in ablehnenden Bescheiden: 
Erhaltung der öffentlichen Sicherheit 
gem. § 45 I Nr. 5 i.V.m. Abs. V StVO 
entfaltet keinen Individualschutz. 



Zuständigkeit

● Sachliche Zuständigkeit

§ 44 Abs. 1 S. 1 StVO, § 17 NKomVG
Stadt Varel – selbständige Stadt

● Funktionelle Zuständigkeit

§ 58 Abs. 1 NKomVG Rat – Begehren fällt 
nicht unter die ausschließliche Zuständigkeit 
des Rates



Zuständigkeit

§ 58 Abs. 2 NKomVG – wie vor

§ 58 Abs. 3 S. 2 NKomVG –
Vorbehaltsbeschluss des Rates bislang 
nicht erfolgt. 

§ 85 Abs. 1 Nr. 7 NKomVG –
Geschäft der laufenden Verwaltung



Antrag

Schaffung sicherer Übergänge 
(Druckampeln) beim Friedhof und beim 
Jugend- und Vereinshaus in Höhe 
Menckestraße für Fußgänger und 
Radfahrer, aber insbesondere für ältere 
Mitbürger und Mitbürgerinnen, die auf 
Gehilfen angewiesen sind und für 
Rollstuhlfahrer



Stellungnahmen

1. Niedersächsische Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr 
– Geschäftsstelle Aurich –

2. Polizeiinspektion WHV/FRI/WTM

angefordert



Auslegung des Antrages auf jeweils eine 
Ampel am Friedhof und in Höhe der 
Menckestraße (zwischen Menckestraße und 
Weberei liegt eine nicht unerhebliche Strecke)







Sachliche und funktionelle 
Zuständigkeit

● § 44 Abs. 1 S. 1 StVO, § 17 NKomVG
→ Stadt Varel

● § 58 Abs. 1 NKomVG Rat (-)

→ keine ausschließliche Zuständigkeit

● § 58 Abs. 2 NKomVG Rat (-)

→ keine ausschließliche Zuständigkeit

● § 58 Abs. 3 S. 2 NKomVG (-) 
→ kein Vorbehaltsbeschluss

● § 85 Abs. 1 Nr. 7 NKomFG (+)

→ Geschäft der laufenden Verwaltung



Materielle Voraussetzungen

§§ 37, 45 Abs. 1 S. 1 StVO

Anordnung muss aus Gründen der Sicherheit 
und Ordnung des Verkehrs erfolgen



Materielle Voraussetzungen

§ 45 Abs. 9 StVO

Anordnung muss aufgrund der besonderen Umstände 
geboten sein

Hinweis Deutscher Bundestag, 
Drucksache 15/288 S. 67:
Die Anordnung einer Lichtzeichenanlage zur 
Herabsetzung der Geschwindigkeit auf ein Niveau 
unterhalb der innerorts generell geltenden 
Geschwindigkeit bzw. tatsächlichen Geschwindigkeit ist 
mit dem Zweck einer Lichtzeichenanlage nicht 
vereinbar!



Beachtung der Richtlinie für die Anlage und 
Ausstattung von Fußgängerüberwegen 
(R-FGÜ 2001)



2.3 R-FGÜ Fußgängerverkehr muss im Bereich 
der Überquerungsstelle hinreichend 
gebündelt auftreten



Bestimmte Verkehrsstärke muss vorliegen



Richtlinien für die Anlage und Ausstattung von 
Fußgängerüberwegen

R-FGÜ 2001



Ausnahme in begründeten Einzelfällen



§ 37 StVO Richtlinien für Lichtsignalanlagen

Bei Gefährdung besonders schutzbedürftiger 
Personen (z. B. Radfahrer, Fußgänger, ältere 
Menschen, Behinderte und Kinder), die eine 
Straße regelmäßig an einer bestimmten Stelle 
überqueren, oder wenn in zumutbarer Entfernung 
keine gesicherte Überquerung möglich ist, soll 
unabhängig von der Anzahl der schutzbedürftigen 
Personen oder von der Unfallsituation eine 
Lichtsignalanlage eingerichtet werden, wenn 
anders ein Schutz nicht erreichbar ist. 



Stellungnahmen

1. Der Niedersächsischen Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr 
– Geschäftsstelle Aurich –

2. Polizeiinspektion WHV/FRI/WTM

zwecks Vorbereitung angefordert.



Stellungnahme der Niedersächsischen 
Landesbehörde vom 16.04.2012:

„Für die Errichtung von FLSA hat der 
Gesetzgeber Bedingungen erlassen. In den 
Spitzenstunden sind mindestens 30 Querungen 
schutzbedürftiger Personen erforderlich. Um 
eine Aussage treffen zu können ist eine 
Verkehrszählung erforderlich. Bitte teilen Sie 
mit, in welchen Zeiträumen die Zählung 
durchgeführt werden soll in Abstimmung mit 
der Polizei“



Feststellung der Voraussetzungen 

gem. § 37 StVO – nicht in den Wintermonaten 
Frühjahr/Sommer –



Stellungnahme der Polizeiinspektion 
WHV/FRI/WTM vom 27.04.2012

„Seitens des Gesetzgebers sind den 
Beschränkungen des fließenden Verkehrs 
enge Voraussetzungen gesetzt. In diesem 
Zusammenhang verweise ich auf die 
Bestimmungen u. a. auf § 39 StVO.“



Antrag der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschland

Reduzierung der Geschwindigkeit auf der 
Wiefelsteder Straße in den Ortsteilen 
Obenstrohe und Altjührden auf 30 km/h



1. Sachliche Zuständigkeit der Stadt 
gem. § 44 Abs. 1 StVO

Gem. § 44 Abs. 1 StVO i.V.m. 
§ 17 NKomVG ist die Stadt als selbständige 
Gemeinde zuständig. 

2. Funktionelle Zuständigkeit

§ 58 Abs. 1 NKomVG ausschließlich Rat (-)



§ 58 Abs. 2 NKomVG ausschließlich Rat (-)
§ 58 Abs. 3 NKomVG Vorbehaltsbeschluss (-)
Ablehnender Bescheid am 03.05.2012
Nachträgliche Beschlussfassung (-) 
zuständiges Organ hat entschieden
Geschwindigkeitsbegrenzungen erfolgen 
regelmäßig durch die Verwaltung –
Ausnahme Grundzüge der 
Verkehrsplanung; 
nur Geschwindigkeitsbegrenzung beantragt. 



Materielle Rechtslage 
– zur Kenntnisnahme –

Rechtsgrundlage § 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 StVO 
– Schutz der Bevölkerung vor Lärm –
Lärmschutz-Richtlinien-StV
(Verkehrsbelastung 2010)
70 dB/A tags 6.00 Uhr – 22.00 Uhr
60 dB/A nachts 22.00 Uhr – 6.00 Uhr
Berechnung durch Niedersächsische 
Landesbehörde: 66,8 dB/A    59,5 dB/A
Pegelminderung um 3 dB/A (-)



Beeinträchtigungen durch Mautverkehr 
gem. § 45 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 9 S. 3 StVO

2010 Verkehrsaufkommen 2931 Kfz/24 Std.

Schwerlastanteil 264

2000 Verkehrsaufkommen 3549 Kfz/24 Std.

Schwerlastanteil 299 =

- 35 Schwerlastanteile

- 618 Verkehrsanteile gesamt



Installation einer festen 
Überwachungsanlage

Nicht im Antrag „Rat“



Überwachung

Oldenburger Straße/Wasserturm



Stellungnahme Polizeiinspektion 
WHV/FRI/WTM

� Analyse Verkehrsunfallgeschehen

→ keine Auffälligkeiten

● mobile Verkehrsüberwachungsmaßnahmen

- Pkw (-)

- Lkw

3 Messungen à 2 Stunden

6 Lkw´s 11-14 km/h

1 Lkw, gemessen: 48 km/h, 
vorwerfbar: 15 km/h Überschreitung 


